Von diefem Blatte erſcheint woͤchentlich (Donnerſtags) ein halber Bogen. 
Der Pränumerationspreis iſt 20 Ar für das Jahr. 


Stück 49. Kamienietz, den 8. December 1853. 


M 181. Es hat ſich in der letzten Zeit vielfach gezeigt, daß gegen die in Betreff 
der Anmeldung der Bauten auf dem Lande und der Erlaubnißertheilung zu ſolchen ergangenen 
Beſtimmungen häufig verſtoßen wird, und ich nehme deshalb Veranlaſſung, zumal auch die 
Vorſchrift im § 54 des Reglements vom 9. December 1822 eine Aenderung erlitten hat und 
durch eine unterm 20. September c. erlaſſene Circularverfügung der Königlichen Regierung den 
Landräthen jetzt auch die Befugniß eingeräumt worden iſt, bei Ausnahmsfällen nach den Umſtänden 
die Genehmigung ſelbſtſtändig zu ertheilen, die hier einſchlagenden polizeilichen Vorſchriften in 
Erinnerung zu bringen, und zur leichtern Ueberſicht in Nachſtehendem zuſammen zu faſſen: 

1) Nach dem Reglement vom 9. December 1822, § 45 u. f. (Extraordinaire Beilage 
zum Amtsblatt, Stück 6 pro 1823) dürfen auf dem platten Lande neue Gebäude nur in einer 
Entfernung von etwa 8 Ruthen von den Nachbargebäuden und wenigſtens 30 Fuß von den 
eigenen Gebäuden des Bauenden errichtet werden. 

2) Mit den Wohngebäuden ſollen keine Wirthſchaftsräume (Staͤlle, Siedekammern, 
Scheunen, Schoppen etc.) unter demſelben Dache verbunden ſeyn. 

3) Sollen ſämmtliche Gebäude, wenn ſie nicht bedeutend weit von einander abſtehen, 
nach § 56 J. c. mit Endbrandgiebeln, bis in die Spitze des Daches reichend, verſehen werden. 

4) Nach $ 55 u. f. ſoll, ſelbſt wenn die oben erwähnten Entfernungen vorhanden ſind, 
vollſtändiger Maſſivbau ſowohl für die Wohnhäuſer, als auch für die Wirthſchaftsgebäude die 
Regel bleiben und kann die Errichtung hölzerner Umfaſſungswände erſt dann geſtattet werden, 
wenn entweder die zum Maſſivbau erforderlichen Materialien gar nicht in der Nähe zu finden, 
oder ſehr ſparſam vorhanden ſind, oder nur mit bedeutenden, die Kraͤfte der Bauenden über- 
ſteigenden Koſten herbeigeſchafft werden können. 
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5) Zu dem in der Regel zu fordernden vollſtändigen Maffivbau gehoͤrt auch die maſſive 
Bedachung der Gebäude (Flachwerk-, Schiefer oder Metallbedachung) und iſt nur bei den 
Wirthſchaftsgebäuden die mit beſonderer Sorgfalt ausgeführte Lehmſchindelbedachung, nicht aber 
die gewöhnliche Stroh- und Schindelbedachung, nachgelaſſen. — 

Die Erlaubniß zu Abweichungen von vorſtehenden Vorſchriften, welche nach 8 54 J. e. 
bisher bei der Koͤniglichen Regierung nachgeſucht werden mußte, iſt jetzt, wie ich bereits im 
Eingange erwähnt habe, durch die Verfügung der Königlichen Regierung zu Oppeln vom 20. 
September d. J. den Landräthen übertragen und denſelben von jetzt ab die Befugniß eingeräumt 
worden, auch bei Ausnahmefaͤllen nach den Umſtänden die Genehmigung ſelbſtſtaͤndig zu ertheilen. 

Dergleichen Abweichungen konnen aber nur wegen der gänzlichen Mittelloſigkeit der 
Bauenden, oder wegen Mangels des erforderlichen Raumes auf den Gehöften derſelben oder 
aber wegen Mangels anderer geeigneter Bauplätze in oder bei den Dörfern geſtattet, immer aber 
dürfen ſolche Ausnahmen von den Beſtimmungen nur dann zugelaſſen werden, wenn dadurch die 
Feuerſicherheit des neuen und der umliegenden Gebäude nicht gefährdet ſcheint. — Anträge 
auf Geſtattung von Schindel- oder Strohdächern müfjen deshalb in der Regel zurückgewieſen, 
dagegen können Geſuche um ausnahmsweiſe Genehmigung hölzerner Umfaſſungswände eher be— 
willigt werden, da die letzteren nach den bisherigen Kführungen die Feuerſicherheit weniger 
gefährden, als die Schindel- und Strohdächer. 

Ebenſo darf, wenn wegen Mangels an Raum oder wegen Mittelloſigkeit des Vauenden 
zur Erſparung von Koſten die Vereinigung der Wohn- und Wirthſchaftsräume unter demſelben 
Dache nachgeſucht wird, der Zuſammenbau immer nur unter der Bedingung geſtattet werden, 
daß zwiſchen den Wohn- und Wirthſchaftsräumen ein oͤffnungsloſer, über das Dach hinaus— 
ragender, maſſiver Brandgiebel errichtet werde. 

Schindel- und Strohdächer endlich find aus den vorſtehend angeführten Gründen, ſelbſt 
im Falle der Mittelloſigkeit des Bauenden, immer nur dann zu genehmigen, wenn die oben 
sub . 1 erwähnten Entfernungen vorhanden find und alſo das neue Gebäude wenigſtens 30 
Fuß von den eigenen Gebäuden des Bauenden und mindeſtens 8 Ruthen von den Gebäuden 
des Nachbarn entfernt liegt. 

Zu Bauten und Reparaturen, welche die Dominien auszuführen beabſichtigen, muͤſſen 
dieſe die Erlaubniß unmittelbar bei mir unter Angabe der Bauart und der Dachdeckung und 
unter ebenfallſiger Beifügung der gedachten Handzeichnung nachſuchen. — 

Iſt der Holzbau unvermeidlich, fo darf ſolcher nur von Fach- oder Bindwerk geſchehen, 
wobei die Schwellen auf wenigſtens 13 Fuß über dem Erdreich erhabenen gemauerten Fun— 
damenten gelegt, die Wände regelmäßig verbunden, die Balken auf die Rähme eingefämmt, 
die Sparren auf die Balkenkoͤpfe eingezapft, beide 4 bis 43 Fuß weit von Mittel zu Mittel 
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gelegt und das Dachgeſperre, je nachdem es die Breite des Gebäudes verlangt, mit einem 
einfachen, doppelten oder en Stuhl, nirgends aber ohne denſelben, abgebunden werden 
müſſen. ) 

Was vorſtehend von den Neubauten geſagt iſt, gilt auch von allen Hauptreparaturen, 
und werden hierunter ſolche Reparaturen verſtanden, durch welche ein erheblicher Theil des Ge— 
bändes hinſichtlich der Bauart oder des Materials eine weſentliche Veränderung beziehungsweiſe 
Erneuerung erleidet, oder durch welche der weſentliche Zweck des Gebäudes verändert wird. 
Bei Stroh- und Schindeldächern iſt es als eine Hauptreparatur anzuſehen, wenn mehr als ein 
Achtel der Dachfläche ergänzt reſp. neu gedeckt werden ſoll, und bemerke ich hier noch, daß 
Lehmſchindel- oder Lehmſchobendaͤcher nicht als maſſive Bedachung zu betrachten find. 

Außer dieſen vorſtehenden Beſtimmungen mache ich noch auf folgende hier einſchlagende 
polizeiliche Vorſchriften aufmerkſam: 

a, in Betreff der Errichtung von Gebäuden an Chauſſeen auf die Amtsbfattsverordnung 
vom 30. Juli 1827, wonach, wenn ein Gebäude an einer Chauſſee erbaut werden Toll, daſſelbe 
nur in einer Entfernung von 10 preuß. Fuß vom äußeren Rande des Straßengrabens errichtet 
werden darf; en 

b. in Betreff der Errichtung von Gebäuden in der Nähe der Eiſenbahnen auf die 
Amtsblattsverordnungen vom 20. December 1847 und 4. April 1848, und bemerke ich, daß 
die hierüber unterm 4. December 1847 von den Königl. Miniſterien des Innern und der Fi⸗ 
nanzen erlaſſenen polizeilichen Vorſchriften folgendes beſtimmen: 

1) Liegt die Eiſenbahn mit dem anſtoßenden Terrain gleich hoch, ſo dürfen Gebäude, 
welche nicht mit einer feuerſichern Bedachung verſehen ſind, ſowie Gebäude, in denen leicht ent⸗ 
zündbare Gegenſtände aufbewahrt werden ſollen, nur in einer Entfernung von mindeſtens 10 
Ruthen von der nächſten Schiene (in der Horizontale gemeſſen) errichtet werden. 

Alle andern Gebäude dürfen nur in einer Entfernung von mindeſtens 5 Ruthen von der 
nächſten Schiene aufgeführt werden. 

Dieſe Beſtimmung gilt nach der Amtsblattsbekanntmachung vom 4. April 1848 8 ** 
den Fall, daß die Eiſenbahn im Einſchnitte liegt. 

2) Liegt die Eiſenbahn auf einem Damme, ſo müſſen die unter 1 feſtgeſetzten Gulf 
nungen um das Anderthalbfache der Höhe des Dammes über dem Terrain vergrößert werden. 

c. Endlich mache ich auch noch auf die $$ 27 bis 30 des wegen neuer Anſiedelungen 
durch die Geſetzſammlung Seite 31 erlaſſenen Geſetzes vom 3. Januar 1845 und auf die Sg 
11 bis 13 des Geſetzes vom 24. Mai d. J. (Gef-Samml, pro 1853, Seite 241) aufmerkſam, 
wonach die Gründung einer neuen Anſiedelung innerhalb einer Feldmark unterſagt werden kann, 
wenn davon Gefahr für das Gemeinweſen zu beſorgen und die polizeiliche Beaufſichtigung mit 
ungewöhnlichen Schwierigkeiten verbunden iſt. Dies iſt befonders in dem Falle anzunehmen, 
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wenn die neue Anfiedelung von andern bewohnten Orten erheblich entfernt, oder ſonſt unpaſſend 
belegen iſt, und zugleich ihrem Beſitzer die Mittel nicht gewährt, ſich davon als Ackerwirth, als 
Gärtner oder vermittelſt eines mit dem Grundſtücke zu verbindenden Gewerbebetriebes, z. B. 
durch Anlage eines Mühlenwerks, einer Fabrik oder eines Holzplatzes, ſelbſtſtändig zu ernähren. 
Inſonderheit iſt notoriſch unvermögenden oder beſcholtenen Perſonen in ſolchem Falle die An— 
ſiedelung in der Regel zu unterſagen. 

Auch darf die Gründung einer ſolchen Anſiedelung in dem Falle nicht geſtattet werden, 
wenn die Ortsobrigkeit oder Gemeinde derſelben widerſpricht, und in dieſem Falle der Antragende 
nicht nachweiſen kann, daß er hinlängliches Vermögen ſowohl zur Ausführung des Baues, als 
zur Einrichtung der Wirthſchaft beſitzt. — 

Nachdem ich nun vorſtehend die ſämmtlichen, auf das Bauweſen Bezug habenden poli⸗ 
zeilichen Beſtimmungen und Vorſchriften zuſammengeſtellt habe, führe ich jetzt noch Folgendes 
zur genauen Beachtung und Befolgung an. 

Jeder Neubau, er betreffe Wohnhäuſer, Stallungen, Scheuern, Backofen u. ſ. w., fo 
wie jede Verlegung eines dergleichen Gebäudes und jeder Anbau oder Erweiterung eines ſolchen; — 
ferner jeder Hauptreparaturbau, wo 

a. die innere Einrichtung eines Gebäudes zu andern Zwecken geändert werden ſoll 
und damit eine neue Anlage von Feuerungen oder eine Umänderung der vorhandenen verbunden 
iſt, ſo wie wo neue Schornſteine aufgeführt und neue Feuerungen überhaupt angelegt werden 
ſollen; 

b. wo die Umfaſſungswände erweilert, Etagen aufgeführt oder abgebrochen, neue 
Dachſtühle angebracht und Dächer von Stroh, Rohr oder Holzſchindeln auf Gebäuden, in wel— 
chen Feuerungen befindlich find, ganz oder zum größten Theil erneuert werden ſollen; ſo wie 
auch endlich, 

c. jede dergleichen Hauptreparatur bei Gebäuden, in welchen keine Feuerung vorhanden iſt, 
muß bei der Ortspolizei-Behörde angezeigt und darf ohne Genehmigung nicht vorgenommen 
werden. | 
Findet die Ortspolizei-Behörde ihrerſeits, mit Ruͤckblick auf die oben ausgeſprochenen 
Grundſätze, nichts zu erinnern, ſo fertigt ſelbige den Erlaubnißſchein aus und ſendet denſelben 
mir mittelſt Berichts unter Beifügung einer Handzeichnung, aus welcher die Lage und Entfernungen 
des betreffenden Gebäudes von den übrigen benachbarten Gebäulichkeiten hervorgehen muß, zur 
weitern Prüfung ein. 

Erachte ich den Bau für zuläßig, fo werde ich den Erlaubnißſchein durch einen beizu— 
fuͤgenden Vermerk beſtätigen und denſelben demnächſt der Polizei-Behörde zur Aushändigung 
an den Bauenden zurückſchicken. — 
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Anträge, welche mit den obigen Vorſchriften nicht im Einklange ſind, haben die Polizei— 
Behörden gleich zurückzuweiſen und mir nicht erſt vorzulegen; da ich dieſelben doch nicht geſtatten 
kann. — 

Schließlich mache ich noch in Betreff der Beſtrafung der Contraventionen auf die Be- 
ſtimmung des Strafgeſetzbuches $ 345, . 12, aufmerkſam, wonach derjenige mit Geldbuße 
bis zu 50 24: oder Gefängniß bis zu 6 Wochen beſtraft wird, der als Bauherr, Baumeiſter 
oder Bauhandwerker einen Bau oder eine Reparatur, wozu die polizeiliche Genehmigung erfor— 
derlich iſt, ohne dieſe Genehmigung oder mit eigenmächtiger Abweichung von dem durch die Be— 
hörde genehmigten Bauplane ausführt oder ausführen läßt. 

Von Polizeiwegen muß aber außerdem, wie ich hierbei ausdrücklich bemerke, auch noch 
der Bau, wo er den betreffenden Vorſchriften zuwider iſt, geandert, oder wenn eine Aenderung 


nicht ſtattfinden kann, wieder abgetragen werden. 

Nach allen dieſen vorſtehend ausgeſprochenen Grundſätzen wird von jetzt ab unabweich— 
bar verfahren und kein Bau geſtattet werden, welcher darnach nicht zuläßig erſcheint. 

Die Polizei-VBehörden, Ortsgerichte und Gensdarmen haben ſich hiernach genau zu 
achten, und die Gemeindeſchreiber verpflichte ich, dieſe Verfügung in der nächſten Gemeinde— 
Verſammlung den Ortseinwohnern zur Richtſchnur bekannt zu machen. 


Kamienietz, den 10. November 1853. 


Der Königliche Landrath 


Graf Strachwitz. 
— nn 


M182. Die Herren Schiedsmänner des Kreiſes werden aufgefordert, die Nachwei- 
ſungen ihrer Geſchäfte für das Jahr vom 1. December 1852 bis 30. November 1853 nach dem 
in der extraordinairen Beilage zum 35. Stück des Amtsblattes pro 1841 vorgeſchriebenen Schema 

anzufertigen und bis zum 15. December c. pünktlich an mich einzuſenden. 

Waren bei einem Schiedsmanne im Laufe des Geſchäftsjahres keine Sachen anhängig, 
dann iſt ſtatt der Nachweiſung eine Negativanzeige einzureichen. 


Kamienietz, den 30. November 1853. 


| Der Königliche Landrat 
J. V. v. Raczek. 


N. 183. Der $ 18 des Rentenbank-Geſetzes vom 2. März 1850 ſchreibt vor: 
„Die an die Rentenbank abgetretenen Renten genießen bei Konkurrenz mit andern Ver⸗ 
pfichtungen des belaſteten Grundſtücks daſſelbe Vorzugsrecht, welches die Geſetze den Staats⸗ 
ſteuern beilegen. Sie bedürfen keiner Eintragung in das Hypothekenbuch des verpflichteten 
Grundſtücks, welches jedoch für die Dauer der Amortiſations⸗Periode der Rentenbank verhaftet 


bleibt. Diejenigen eingetragenen Reallaſten, an deren Stelle die Renten getreten ſind, werden 


im Hypothekenbuche koſtenfrei gelöfcht, dagegen wird in dieſem Falle koſtenfrei im Hypotheken⸗ 
buche vermerkt, daß das Grundſtück der Rentenbank rentenpflichtig iſt. Die Löſchung wird von 
der Auseinanderſetzungs-Vehöͤrde beantragt, ſobald die Uebernahme der Rente von der Direk— 
tion der Rentenbank und die Abfindung des Berechtigten erfolgt ſind.“ 

Da hiernach die Rentenpflicht aus beſtätigten Rezeſſen auf ſolchen abgelöften Grund. 
ſtücken, auf denen die urſprünglichen, zur Ablöfung gelangten Präſtationen nicht hypothekariſch 
eingetragen waren, nicht intabulirt wird, ſo erwächſt daraus der Uebelſtand, daß bei Subhaſta⸗ 
tionen ſolcher Grundſtücke die fiskaliſchen Stationen keine ausdrückliche Benachrichtigung von dem 
Tarations-, Licitations-und Kaufgelder-Vertheilungs⸗Termine erhalten, weil die Gerichte dieſe 
Benachrichtigungen nur an die intabulirten Realberechtigten und Gläubiger zu erlaſſen ver⸗ 
pflichtet und befugt ſind. 

Damit nun hieraus nicht etwa Ausfälle an Rentenneften, deren Liquidation bei der 
Subhaſtation verſäumt worden, entſtehen, weiſe ich aus Veranlaſſung einer mir zugegangenen 
Verfügung der Koͤnigl. Direktion der Rentenbank für Schleſien ſaͤmmtliche Ortsvorſtände, reſp. 
Ortserheber, des Kreiſes an, bei Subhaſtationen ſolcher Grundſtücke ihrer Ortſchaft, welche 


nach der Ortsheberolle rentepflichtig find, nicht allein ſchon im Taxations-⸗Termin, welcher 


ihnen niemals unbekannt bleiben wird, die Rentenpflichtigkeit des Grundſtücks anzuzeigen, ſon⸗ 
dern auch im Kaufgelder-Vertheilungs-Termin — dem ſie wegen Liquidation der Steuer- oder 
Communalabgaben⸗ ⸗Reſte in der Regel ohnehin beiwohnen — mit den Steuer⸗Reſten zugleich 
auch jedesmal, ſobald der Kreis- Stener- Einnehmer im Termine nicht anweſend iſt, die von 
dem Grundſtück rückſtändige Rente zur Deckung aus den Kaufgeldern zu liquidiren. 
Dieſe Renten-Reſte werden in jedem Falle leicht aus den Local⸗Heberollen zu ent⸗ 
nehmen ſein. ü 5 
Bezüglich der Art der Liquidation bemerke ich jedoch noch ausdrücklich, 1) daß die eur⸗ 
renten, d. h. die ſeit dem 1. Juli vor verfügter Subhaſtation fällig gewordenen Renten — fo: 
weit fie nicht, wie fie nach $ 270 — 71 1 50 A. G. O. ſollen, bei ſtattgefundener Sequeſtra⸗ 
tion oder Adminiſtration aus den laufenden Revenüen des Grundſtücks ſchon gedeckt find — und die 
aus den 2 Jahren vor dem gedachten 1. Juli rückſtändig gebliebenen Renten, in der II. Klaſſe 


an erſter Stelle, zu gleichem Rechte mit den Königlichen Grundſteuern und andern landesherr⸗ 
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lichen Realabgaben, und vor allen Forderungen der übrigen Nealberechtigten und Hypotheken— 
gläubiger, angeſetzt und aus den Kaufgeldern gedeckt werden müſſen (§ 356, 385, 393 a. a. O.) 
2) daß erſt, wenn dieſe Rentenreſte und die Königl. Grundabgaben vollftändig gedeckt find, die 
Kommunal-, Kreis-, Dominial⸗, Kirchen-, Schul-, Societäts⸗ und andern Abgaben zur Hebung 
gelangen können ($ 357 a. a. O.), und 3) daß nach dieſen erſt die Liquidate der ſonſt in— 
tabulirten Real- und Hypothekengläubiger, zuletzt aber die perſoͤnlichen Forderungen an den 
ſubhaſtirten Schuldner, insbeſondere deſſen rein perfönliche Steuer- und Abgaben-Reſte, in 
der geſetzlichen Folge gedeckt werden dürfen. 
Die Ortsvorſtände und Ortserheber haben ſich hiernach genau zu achten. 


Kamienietz, den 23. November 1853. 


Der Königliche Landrath 
Graf Strachwitz. 
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184. Nachdem die Königliche Regierung mittelſt Verfügung vom 13. d. M. 
genehmiget hat, daß an Stelle des abgegangenen Polizei-Diſtrikts-Commiſſarius, Nitterguts- 
beſitzers und Landesaͤlteſten von Madeyski, der Stadt⸗Syndikus Koſchützki zu Gleiwitz zum 
Commiſſarius für den 7. Polizeibezirk ernannt werde, habe ich heut den Herrn Koſchützki als 
Polizei-Diſtrikts⸗Commiſſarius beſtätiget und denfelben die Verwaltung des bezeichneten Polizei— 
bezirks übertragen. 

Indem ich dies hiermit zur öffentlichen Kenntniß bringe, bemerke ich, daß zu dem 7. 


Polizeibezirke die Ortſchaften Czakanau, Eiſengießerei, Elgot Z., Gieraltowitz, Preiswitz, Richters⸗ 


dorf, Schalſcha, Schönwald, Zenit v. Gr., Zernik ft, Oſtroppa, Col. Zedlitz, Deutfch- Zernig 
und Trynek gehören. 


Kamienietz, den 25. November 1853. 


Der Königliche Landrath 
Graf Strachwitz. 
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N 185. An Beiträgen zum Denkmal für des Hochſeligen Königs Majeſtät find 
ferner eingegangen: 
a) aus Gr.-Sierakowitz: vom Gutspächter Brandt 1 Ae, Amtmann Kraus 5 Vn, Schullehrer 
Hübner 10 %, Scholz Loth 5. Hn, Tiſchlermeiſter Daniſch 2 Gr, Käſefabrikant Burger 2 J. 6 Pa, 
Schmiedemeiſter Baron 7 Apr 6 ,, Stellmacher Neugebauer 2 % 6 H:; 
b) aus Kl.⸗Sierakowitz: Förſter Koch 10 %, Friſchmeiſter Traude 5 n, 
zuſammen 2 . 19 J. 6 . 
Bisher waren nachgewieſen 4-2-5 ũ ũ — 


Es ſind ſomit überhaupt eingegangen und 
an das Comité in Breslau eingeſchickt 404 % 24 %. 6 . 


Kamienietz, den 25. November 1853. | 
Der Königliche Landrath 
Graf Strachwitz. 
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Perſonalchronik. Dem Amtmann Joſeph Wachsmann zu Nieder: 
4 i iſt di ü Polizei-Verwaltung in 
Der Schullehrer Adalbert Przybilla zu Althammer Dziersno iſt die Ausübung der Poliz 9 
it als Schiedsmann für die Gemeinden Althammer und der, Oliſchaft Medeke ulereng fen Namen des Inhabers, 
Leboſchowitz, und der Schullehrer Alexander Schwalbe Ritterguts-Beſizers Scholz, übertragen und derſelbe 


zu Smolnig als Schiedsmann für die Gemeinde Smol⸗ am cr d. mite. 8 e l 

nitz gewählt, beſtätigt und am 23. d. Mis. gerichtlich amienietz, den 30. November 1853. 
vereidet worden. Der Königliche Landrat h 
J. V. v. Raczek. 
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M a t R N e r ee . 


(Nach Preuß. Maaß und Gewicht.) 
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Heu, 
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Sırster, 
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